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[1296 A]Bekanntmachung
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses
über eine Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie:
Anwendbarkeit der Regelungen in § 24 Buchstabe b

auf Psychologische Psychotherapeuten
und Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten

Vom 13. September 2007
Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am
13. September 2007 beschlossen, die Richtlinie über die Bedarfspla-
nung sowie die Maßstäbe zur Feststellung von Überversorgung
und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versorgung (Be-
darfsplanungs-Richtlinie) in der Neufassung vom 15. Februar 2007
(BAnz. S. 3491) wie folgt zu ändern:
I. Die Regelung in § 24 Buchstabe b wird wie folgt neu gefasst:

„1Es liegt besonderer Versorgungsbedarf vor, wie er durch den
Inhalt des Schwerpunkts, einer fakultativen Weiterbildung
oder einer besonderen Fachkunde für das Facharztgebiet nach
der Weiterbildungsordnung umschrieben ist. 2Voraussetzung
für eine Zulassung ist, dass die ärztlichen Tätigkeiten des quali-
fizierten Inhalts in dem betreffenden Planungsbereich nicht
oder nicht ausreichend zur Verfügung stehen und dass der Arzt
die für den besonderen Versorgungsbedarf erforderlichen Qua-
lifikationen durch die entsprechende Facharztbezeichnung
sowie die besondere Arztbezeichnung oder Qualifikation (die
Subspezialisierung muss Leistungen beinhalten, die die
gesamte Breite des spezialisierten Versorgungsbereichs ausfül-
len) nachweist. 3Die Berufsbezeichnung Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeut ist dabei einer Schwerpunktbezeich-
nung im Rahmen der ärztlichen Weiterbildung gleich-
gestellt. 4Eine mögliche Leistungserbringung in Krankenhäu-
sern bleibt außer Betracht.“

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Bundesanzeiger in Kraft.

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Home-
page des Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de
veröffentlicht.
Siegburg, den 13. September 2007
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